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Bis zu dem schändlichen islamistischen Terrorangriff (vier Personen wurden getötet 

und 23 weitere zum Teil schwer verletzt) in Wien am 2. November dieses Jahres 

wurden solche Attacken  von der Politik, von der Justiz und  auch von den meisten 

Medien unseres Landes lediglich als bedauerliche Einzelfälle labiler Personen klein-

geredet.  

 

Beispielsweise der verschwiegene Terrorangriff in Graz: 

Am 20. Juni 2015 raste ein Bosnier, ein gewisser Alen R., mit seinem 

SUV durch eine Fußgängerzone in der steirischen Landeshaupt-

stadt. Die Bilanz: drei Tote und 36 Verletzte. Zahlreiche Augen- 

und Ohrenzeugen wollen den Dchihad-Schlachtruf „Allahu Akbar“ 

vernommen haben. 

In den Medien, in den Polizeiberichten und auch bei der Gerichts-

verhandlung wurde der islamische Bezug überhaupt nicht thema-

tisiert. Unerwähnt blieb auch, dass er mit einem radikalen IS-

Hassprediger befreundet war, dass er über die sozialen Medien mit 

Dschihadisten in Kontakt stand und dass er zudem seine Frau zum 

Tragen der Burka zwang. 

Stattdessen wurde dieses Attentat als die Tat eines Mannes darge-

stellt, der unter psychischen Problemen litt und dem zudem seine 

Frau davon gelaufen ist. Und da kann es bei einem Mann schon zu 

einer Kurzschlusshandlung kommen. Keine Frage! 

 

Oder beispielsweise ein vierfacher Mordversuch durch einen Afghanen im März 

2018: 

In Wien hat ein Afghane mit dem Geburtsdatum 1. 1. 1995 (d. h. 

der Flüchtling konnte bzw. wollte keinerlei Papiere vorweisen) Mes-

serattentate auf eine dreiköpfige österreichische Familie und auf 

einen afghanischen Landsmann verübt. Er verletzte seine Opfer 

zum Teil schwer. 

Die Polizei rätselte lange über seine Motive. Nach einem Teilge-

ständnis war aber die Sachlage klar. Der Attentäter war ein Dro-

gensüchtiger, die Drogengeschäfte liefen vermutlich schlecht und 

er war einfach mit der Gesamtsituation irgendwie unzufrieden. 

Der islamische Hintergrund wurde auch in diesem Fall ausgeblen-

det, obwohl Zeugen laute Allah-Rufe vernommen hatten. 
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Und auch jetzt – nachdem für jedermann offensichtlich wurde, dass auch Österreich 

einen hausgemachten islamischen Terror hervorbrachte – ist man noch immer nicht 

bereit, den Islam in seiner Totalität zu erkennen.    

 

Wie man überdies nur allzu geneigt ist, die brisanten Problemfelder, die jegliche Mig-

ration mit sich bringt, völlig auszublenden. Also, bis zum nächsten „Crash“! 

 

In dieser Broschüre, die einen Auszug wie auch eine Erweiterung eines der 26 

Programmvorschläge der 5-Sterne-für-Österreich bildet, werden folgende sie-

ben Problemfelder einer kritischen Analyse – ohne Angst vor irgendwelchen 

Tabus  - unterzogen:   

  

A. Unvereinbarkeit unserer offenen Gesellschaft mit dem Islam  

B. Unvereinbarkeit von Massenmigration und „Wir schaffen das“ 

C. Die kanadische Einwanderungspolitik als Vorbild 

D. Unvereinbarkeit von Massenmigration und Sozialstaat 

E. Unvereinbarkeit von Massenmigration und  erwerbsmäßiger Integration  

F. Unvereinbarkeit von Massenmigration und öffentlicher Sicherheit 

G. Unvereinbarkeit zwischen den Unsrigen und den Anderen 

 

A. Unvereinbarkeit unserer offenen Gesellschaft mit dem Islam  

 

In einer offenen Gesellschaft, wie sie von dem bekannten österreichischen Philoso-

phen Karl Popper proklamiert wurde, muss genau festgelegt werden, wer draußen zu 

bleiben hat und wie drinnen unsere Lebenswelt zu gestalten ist, sodass der soziale 

Frieden gewahrt bleibt.  

Eine drohende Zangenbewegung von Massenmigration unqualifizierter Analphabe-

ten und fundamentalistischer Islamisierung kann  aber dazu führen, dass unsere of-

fene Gesellschaft daran zerbricht. 

 

Beispielshaft sollen allfällige Bedrohungen durch den – vor allem sunnitischen 

- Islam angeführt werden: 

a. Die Intoleranz des Islams. Wie alle abrahamitischen Religionen, wenn sie nur 

die Macht  dazu haben, duldet auch der Islam letztlich keine Konkurrenzreligionen 

neben sich. Der Katholizismus und das orthodoxe Judentum (Mose Mendels-

sohn) waren mit der Aufklärung konfrontiert, der Islam aber (noch!) nicht. 

b. Seriöse Schätzungen und empirische Untersuchungen vermitteln, dass zwei 

Drittel der sunnitischen Muslime in unserem Land dem politischen Islam zu-

zurechnen sind. Nach der Flucht des Propheten im Jahr 622 nach Medina hat sich 

der Islam  – im Gegensatz zum Christentum – zu einer zutiefst politisch ausgerich-

teten Religion mit einem klaren Herrschaftsanspruch entwickelt. Die Frage hierbei 

ist nur, welche Stufe der Radikalität bei der Verfolgung der Ziele angestrebt wird. 
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c. Ein liberaler europäischer Islam hat keine Zukunft. Dies wissen Patenländer 

wie Saudi-Arabien, die Türkei sowie der Iran, aber auch islamische Netzwerke zu 

verhindern, von denen die religiösen islamischen Organisationen bei uns personell 

wie auch finanziell abhängig sind. Gar nicht so selten muss die Polizei liberale 

Proponenten des Islams  vor ihren  eigenen Glaubensbrüdern schützen. Wie 

beispielsweise den deutschen Islamkritiker Hamed Abdel-Samad, Autor des neu 

erschienenen Buches „ Aus Liebe zu Deutschland. Ein Warnruf“.  

d. Vor allem die dritte Generation der Muslime wird bevorzugt – nach einem allfälli-

gen Scheitern in der Erwerbsgesellschaft  - von fundamentalistischen Hasspredi-

gern angesprochen und religiös indoktriniert. In vielen Moscheen unseres Landes 

wird ein streng konservatives Islambild vermittelt und für eine Abschottung plä-

diert. Hierbei ergibt sich die statistische Kuriosität, dass laut Statistik Aus-

tria die dritte Generation von Migranten nicht mehr als solche gezählt wird, 

da man fälschlicherweise von einer Assimilation sowie Integration ausgeht.   

e. Die Scharia ist nicht nur eine Sammlung religiöser Vorschriften fürs Beten, Fas-

ten, Essen und tägliches Zusammenleben, sondern greift auch mit eigenen isla-

mischen Friedensrichtern massiv in zivilrechtliche Belange beim Erben, in Ehean-

gelegenheiten und Kindererziehung sowie als Paralleljustiz ins Strafrecht ein. 

f. In Wien hat sich unter der tschetschenischen Volksgruppe eine eigene „Scharia-

polizei“ herausgebildet, die über das Einhalten muslimischer Kleiderordnung und 

über das in ihren Augen richtige fromme Verhalten (beispielsweise keine Gesprä-

che mit Andersgläubigen) ihrer Mädchen wacht und sie auch maßregelt.  

g. Es kommt zum Aufbau abgeschotteter Parallelgesellschaften wie am Beispiel der 

türkischen Community verdeutlicht werden kann: Kontakte nur innerhalb der eige-

nen Volksgruppe, ausschließliche Nutzung türkischer Medien, Nichtbeherrschung 

und Verwendung von Deutsch als Umgangssprache und Verheiratung nur inner-

halb der eigenen Volksgruppe.  

h. Apropos Frauen: Unterdrückung, keine Selbstbestimmung, Kinderehen, Zwangs-

verheiratungen und keine zivilen Rechte. Und bei den Männern: Falsche Ehrbe-

griffe wie die „Ehre des Mannes liegt zwischen den Beinen der Frauen“. 

i. In den letzten zwanzig Jahren wurden in Österreich ungefähr 500.000 Asylan-

träge gestellt. Davon wurden ca. 160.000 Anträge positiv beschieden. Unge-

fähr 30.000 Asylanten erhielten zwar einen negativen Bescheid, sie haben sich 

aber als „subsidiär Schutzberechtigte“ (d. h. sie gaben an, in ihren Heimatländern 

Verfolgungen zu erleiden)  einen unbegrenzten Aufenthalt mehr oder weniger er-

schlichen. Hinzurechnen sind noch mindestens 100.000 Illegale in unserem Land.  

j. Die Abschiebungen von 100.000 Flüchtlingen und mehr sind nicht nur 

Corona-bedingt völlig zum Erliegen gekommen. Die letzten validen Zahlen lie-

gen aus dem Jahr 2018 (türkis/blaue Regierung) vor. Selbst in diesem besagten 

Jahr konnten nicht viel mehr als ungefähr 13.000 Asylsuchende mit einem negati-

ven Bescheid - und davon die Mehrzahl lediglich in ost- bzw. südosteuropäische 

Länder - abgeschoben werden. Die einzige relevante Abschiebung, die bei der der-

zeitigen Bundesregierung noch klaglos funktioniert, ist die der Verantwortung zwi-

schen dem Innen- und dem Justizministerium in der Causa „Terrorangriff in Wien“.    
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Maßnahmen:  

a. Verbot islamischer Bildungseinrichtungen und islamischer Kindergärten. 

Eine allfällige Erlaubnis für Letztere müsste allerdings an die Beherrschung 

der deutschen Sprache durch die dort arbeitenden Kindergärtnerinnen ge-

knüpft werden, welche nämlich vielfach nicht gegeben ist. Aber wie sollte 

ohne Beherrschung  der Sprache des Gastlandes eine Integration funktio-

nieren? 

b. Kampf gegen den politischen Islam heißt auch keinerlei Zusammenarbeit 

mit den offiziellen muslimischen Organisationen und Verbänden, die durch-

wegs orthodox ausgerichtet sind und vom Ausland (vor allem von der Tür-

kei, Saudi-Arabien, Iran und islamischen Netzwerken) gesteuert werden. Die 

muslimischen Organisationen werden bevorzugt mit orthodoxen Moslems 

besetzt. Liberale Kräfte kommen hierbei überhaupt nicht zum Zug.   

 

B. Unvereinbarkeit von Massenmigration und „Wir schaffen das“ 

Laut dem US-Forschungsinstitut Pew Research würden drei Viertel aller erwachse-

nen Nigerianer oder Ghanaer auswandern, wenn sie nur die Mittel dazu hätten. 

Derzeit leben in Afrika ungefähr 1,2 Milliarden Menschen. In etwas mehr als dreißig 

Jahren werden es doppelt so viele sein.  

 

Die Ursache der Massenmigration aus den afrikanischen Ländern ist aber nicht die 

Armut, die dort herrscht, sondern der Widerspruch zwischen der Erwartungshaltung 

der Menschen und den realen Möglichkeiten zur Erfüllung ihrer Konsumwünsche. 

Die weltweiten Kommunikationsmöglichkeiten wecken die Begierden und die niedri-

gen Transportkosten erleichtern die Auswanderung. Und das Handy ermöglicht dann 

den aktuellen Vergleich.  

Solange dieses Wohlstandsgefälle zwischen den europäischen und den afrikani-

schen Ländern besteht, wird es diese immense Sogwirkung geben. 

Der globale UNO-Migrantenpakt (Global Compact for safe orderly and regular Migra-

tion) signalisiert bereits mit dem Titel einen Paradigmawechsel (Änderung eines be-

stimmten Verhaltens) in der Migrationspolitik.  

Den Intentionen in diesem UNO-Pakt  zufolge besteht nämlich für jedermann 

ein grundsätzliches Recht auf Einwanderung in welches Land auch immer – ei-

nerlei, ob es sich hierbei um politische, Klima- oder Wirtschaftsflüchtlinge han-

delt. Die UNO rechnet damit, dass von dieser Regelung 260 Millionen Men-

schen betroffen sind. 

Befürworter verweisen auf die Unverbindlichkeit dieses Paktes. Dieser Zusicherung 

einer Nicht-Bindung durch das jeweilige Unterzeichner-Land widersprechen aber drei 

Argumente:   

a. Wenn beispielsweise ein nationales Gericht über die Abschiebung eines Flücht-

lings zu befinden hat, dann kann dieses UNO-Dokument als Auslegungshilfe her-

angezogen werden. 
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b. Wenn die Mehrheit der Staaten diesen Richtlinien folgt, dann kann dieser UNO-

Migranten-Pakt in Folge als rechtsverbindlich angesehen werden. Siehe dazu die 

Entwicklung der UNO-Genfer-Flüchtlingskonvention, die 1951 vor allem für 

Flüchtlinge aus dem kommunistischen Machtbereich erlassen und in den 60er 

Jahren ohne Not auf die ganze Welt ausgedehnt wurde. 

c. Von einem solchen Dokument geht dann eine enorme Signalwirkung aus. Man 

denke nur an die Folgen der Einladung der deutschen Bundeskanzlerin Angela 

Merkel 2015 an Flüchtlinge in aller Welt:  „Wir schaffen das!“.  

Maßnahmen: 

a. Änderung der Genfer-Flüchtlingskonvention: Europäische politische Flücht-

linge müssen in europäischen Ländern untergebracht werden. Und afrikani-

sche politische Flüchtlinge gehören nach Afrika usw.. Grundsätzlich sollte 

es aber so sein, dass die politischen Flüchtlinge  - unter Kostenbeteiligung 

der EU - in der Nähe ihrer Heimatländer Aufnahme finden sollen. Und zwar 

im ersten sicheren Land, um die weitere Entwicklung abzuwarten. 

b. Als Erstmaßnahme wird die Einrichtung von eigenen Ankerzentren oder auf 

dem Gelände der europäischen Botschaften in afrikanischen Ländern vor-

geschlagen, wo die politischen Flüchtlinge ihren Asylantrag einbringen kön-

nen.  

c. Langfristig gesehen ist der Islam dem Westen demografisch überlegen. Da-

her wird man sich durchringen müssen, Muslime den Weg nach Europa zu 

versperren. Und politisch Verfolgten wird zudem nur ein temporäres Bleibe-

recht in den Asylländern eingeräumt. 

d. Kein Beitritt zu einem UNO-Migrationspakt jeglicher Art! 

 

Die „armen“ Flüchtlingskinder aus dem Flüchtlingslager „Moria“? 

Leserbrief  von Josef Brodam, Mayen, Rhld.-Pf., Der Spiegel, Nr. 40/26. 9. 2020: 

Man muss zwar nicht seine Positionen teilen, aber die angeführten Fakten sind 

durchaus überlegenswert.  

Seit 2015 arbeite ich mit minderjährigen unbegleiteten Flüchtlin-

gen.  Sie sind repräsentativ für das große Missverständnis der 

Deutschen  (dies gilt auch für die Österreicher) im Umgang mit 

Flüchtlingen und der Realität von Integration. Es kommen selbst-

bewusste, junge Menschen, die man nicht mit  gebrauchten Mö-

beln und Secondhandkleidung zufriedenstellt, die nicht in exis-

tenzieller Not sind, die  ihre Rechte kennen und sie nachdrück-

lich einfordern. Diese Menschen beanspruchen ein Stück Wohl-

stand und guten Leben, für das Deutschland steht. Integration im 

Sinne vieler Deutscher ist für sie kein Anliegen, man organisiert 

sich, passt sich notgedrungen an, pflegt eigene Netzwerke und 

kommt zurecht.  
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Wenn wir unsere Erwartungshaltung der Realität anpassen und 

die Bereitschaft fördern, die Menschen mit ihren Wünschen und 

nicht mit unseren Vorstellungen von Integration aufzunehmen, 

können wir miteinander leben und dauernde Spannungen ver-

meiden. Parallele Gesellschaften sind in Deutschland Realität 

und werden es bleiben. Dies zu erkennen, zu akzeptieren, zu ver-

mitteln und zukunftsfähig zu managen ist Aufgabe verantwor-

tungsvoller Politik.  

  

C. Die kanadische Einwanderungspolitik als Vorbild 

Das Mantra österreichischer Politiker lautet, dass die Vergreisung unseres Landes 

nur durch eine aktive Einwanderungspolitik gestoppt werden kann.  

Dabei wird immer wieder auf die Flüchtlinge verwiesen. Diese werden aber auf sehr 

lange Zeit, wenn überhaupt, nur wenig zu unserer Wirtschaftsleistung beitragen kön-

nen. Im Gegenteil sie werden nur unser Sozialsystem belasten und zusätzliche Kos-

ten verursachen. 

Der österreichischen Einwanderungspolitik mit der Rot-Weiß-Karte, der amerikani-

schen „green card“ nach empfunden,  war bisher mit nicht mehr als 2.000 Genehmi-

gungen pro Jahr kein rauschender Erfolg beschieden.  

Bezogen auf die 37 Millionen Einwohner Kanadas und der jährliche Aufnahme von 

jeweils 300.000 Migranten jährlich müssten die österreichischen Einwandererkontin-

gente bei 65.000 Personen liegen. Also dreißig Mal so viel wie derzeit über die Rot-

Weiß-Rot-Karte.    

Eine Einwanderung nach Kanada, wenn man von den humanitären Gesten der Re-

gierung Trudeau mit der jährlichen Aufnahme von 30.000 Flüchtlingen absieht, wird 

nach einem knallharten Punktesystem geregelt.  

Die ungefähr 30.000 jährlich aufzunehmenden Flüchtlinge (davon 20.000 durch die 

Übernahme von Patenschaften von Privatpersonen, Kirchen oder Verbänden) wer-

den bereits in den Flüchtlingslagern überprüft, ob ein Asylgrund vorliegt oder ob von 

ihnen eine Gefahr ausgeht. Je nach Ergebnis wird dann entschieden, ob der Flücht-

ling ins Land darf oder nicht.  

Dadurch entfallen all die Probleme mit Familiennachzug sowie verhinderte Abschie-

bungen bei einem negativen Asylbescheid und die oftmals erschlichenen Anerken-

nungen der subsidiär Schutzberechtigten.   

Wer eine nachgefragte Ausbildung oder spezielle Berufserfahrung, die jedes Jahr 

neu definiert wird, vorzuweisen hat, zieht an allen anderen Bewerbern vorbei. Dazu 

zählt auch die gute Beherrschung der beiden Landessprachen.  

Die Einwanderer werden entweder von privaten Organisationen, Familien oder auch 

im Rahmen von Regierungsprogrammen betreut. Nach vier bis fünf Jahren wird 

dieser Integrationsprozess mit der Verleihung der kanadischen Staatsbürger-

schaft im Rahmen einer würdevollen Zeremonie abgeschlossen!  
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Es wird erwartet, dass sich die Migranten – nach einer Anlaufzeit von einigen 

Jahren – selbst erhalten können. Nur auf Lebenszeit Sozialleistungen wie in 

Österreich zu beziehen, dies ist in Kanada nicht möglich. Das wissen aber alle, 

die nach Kanada kommen wollen.      

Die gleichen Erwartungen werden auch an die politischen Flüchtlinge, die nach Ka-

nada kommen, gestellt.   

Halten wir fest: Nur eine aktive Einwanderungspolitik nach kanadischem Mus-

ter kann die Integration der Migranten in unsere Gesellschaft und die Wirt-

schaftskraft unseres Landes stärken. Alles andere sind dreiste Lügen! 

 

Maßnahmen: 

a. Ein Einbekennen der österreichischen Politik vom Scheitern der Integrati-

onspolitik und die Ausrichtung auf einen lediglich temporären Aufenthalt 

der Flüchtlinge muss ein unverzügliches  Herunterfahren der teuren Integra-

tionsmaßnahmen, denen ohnehin kein Erfolg beschieden ist, zur Folge ha-

ben.   

Dass das Erlernen der Landessprache nicht zu einer  kulturellen Einbindung 

führt, wurde durch die gescheiterte Integration in Frankreich, wo die Migran-

ten durchwegs die Landessprache zumindest nicht schlechter als die indi-

genen Franzosen beherrschen, nachdrücklich unter Beweis gestellt.        

b. Neben einer aktiven Akquisition Erwerbstätiger in den ost- und südosteuro-

päischen Ländern – nicht zuletzt durch den Aufbau und  die finanzielle Un-

terstützung von Bildungs- und Lehrwerkstätten für die Industrie, den Pflege-

bereich und andere Dienstleistungen  – böten die Erhöhung der wirtschaftli-

chen Produktivität und ein verstärkter Einsatz von Industrie- und Dienstleis-

tungsrobotern weitere Auswege, um die Abnahme der erwerbsfähigen Be-

völkerung in unserem Land zu kompensieren.  

 

D. Unvereinbarkeit von Massenmigration und Sozialstaat 

Auf viele Jahre hinaus müssen laut Budgetdienst im Parlament im österreichi-

schen Bundeshaushalt ungefähr zwei Milliarden Euro pro Jahr für Flüchtlinge 

reserviert werden. Hinzu kommen noch indirekte Kosten wie neue Schulbauten, 

mehr Lehr- und anderes Personal usw. .  

So mussten allein für das Jahr 2016 1,6 Milliarden € zusätzlich für das Innenmi-

nisterium zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung reserviert werden.  

Dies alles geht auf Kosten unserer Kinder, Armen und Kranken, den Schwächs-

ten in unserer Gesellschaft! 

2017 hatten 49 % der Wiener Mindestsicherungsbezieher (2018 ist es bereits die 

Mehrheit) eine ausländische Staatsbürgerschaft vorzuweisen.  
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Eigenen Berechnungen zufolge sind 24 % der Mindestsicherungsbezieher Migranten 

mit inländischer Staatsbürgerschaft, also Österreicher. In Summe: Bereits 73 % der 

Wiener Mindestsicherungsbezieher weisen somit einen Migrationshintergrund 

auf. 

Mit anderen Worten: Sieben von zehn Wiener Mindestsicherungsbeziehern 

sind Migranten. Diese Schätzungen decken sich mit jenen des Sozialministeriums,  

das überdies für ganz Österreich ungefähr 60 % Mindestsicherungsbezieher mit Mig-

rationshintergrund errechnet hat (Kronenzeitung, 25. 11. 2018).  

60 % aller Mindestsicherungsbezieher leben in Wien, obwohl die Bundeshaupt-

stadt nur 20 % der österreichischen Bevölkerung beherbergt. Migration ist in 

daher in erster Linie ein Wiener Problem. Änderungen müssen also in Wien an-

setzen! 

 

Maßnahmen: 

a. Bundeseinheitliche Regelung der Mindestsicherung für Flüchtlinge wie 

bei der Grundversorgung.   

b. Auch anerkannte Flüchtlinge wie auch subsidiär Schutzberechtigte, de-

nen das Bleiberecht nur auf Zeit(!) gewährt werden darf, verbleiben wei-

terhin in der Grundversorgung.  

c. Wenn allerdings Migranten eine fünfjährige Vollerwerbszeit nachweisen 

können, dürfen sie nach längerer Erwerbslosigkeit von der Arbeitslosig-

keit in die Mindestsicherung wechseln. 

 

E. Unvereinbarkeit von Massenmigration und erwerbsmäßige In-

tegration 

Ich habe mir auch die Frage gestellt, welcher Beschäftigungsgrad sozialversi-

cherungsrelevanter Beschäftigungen und welches Jahreseinkommen erforder-

lich sind, damit eine Kostenneutralität bei den Direktkosten für 200.000 Flücht-

linge erreicht werden kann. Damit ist gemeint, dass über Steuern und Sozial-

versicherung ungefähr gleich viel in das Sozialsystem eingezahlt wie daraus 

bezogen wird.  

Die Berechnungen erfolgten nach einer Idee des deutschen Ökonomen Stelter und 

wurden für österreichische Verhältnisse adaptiert.  

1) Folgende Annahmen waren hierbei zu treffen: 

a) Die Direktkosten für Flüchtlinge umfassen jährlich ungefähr 2 Milliarden 

Euro. 

b) Austria Statistik und eigenen Berechnungen zufolge gibt es in Österreich unge-

fähr 160.000 anerkannte Flüchtlinge sowie ca. 30.000 subsidiär Schutzberech-

tigte. Man kann daher von einem Arbeitskräftepotenzial von ungefähr 

200.000 Personen ausgehen. 

c) In die Berechnungen wird von Beschäftigungsgraden von 10%, 20%, 30%, 40 %, 

50%, 60% und 70 % ausgegangen. 
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d) Die Brutto-Jahreseinkommen reichen von € 14.000,-- (14x€1.000,--), € 21.000,-- 

(14x € 1.500), € 28.000 (14x € 2.000), € 35.000,-- (14x € 2.500), € 42. 0000,-- 

(14x € 3.000), € 49.000,-- (14x 3.500) bis zu € 56.000,-- (14 x 4.000). 

e) 46 % der jeweiligen Bruttoeinkommen werden als Sozialabgaben (Lohn-

steuer und Sozialversicherung) abgeführt. 

 

2) Diskussion der Ergebnisse (Siehe Diagramm weiter unten!): 

Eine Kostenneutralität ist dann erreicht, wenn ….  

a) der Beschäftigungsgrad bei 60 % und das Brutto-Jahreseinkommen bei € 

35.000,-- liegen. 

b) Oder: Beschäftigungsgrad 50 % und Brutto-Jahreseinkommen € 42.000,--. 

c) Oder: Beschäftigungsgrad 40 % und Brutto-Jahreseinkommen € 56.000,--. In all 

diesen drei Fällen liegen die Abweichungen bei +/- 3% zum Budget von zwei Milli-

arden Euro. 

d) Realistische Variante mit einem Jahreseinkommen von  € 21.000,-- und Be-

schäftigungsgraden von 10% bzw. 20%. In beiden Fällen sind aber Budgetzu-

schüsse in der Höhe von 1.800 Millionen € bzw. 1.600 Millionen € jährlich erfor-

derlich.  

 

Selbst die bereits seit vielen Jahrzehnten bei uns ansässigen Türken erreichen 

mit einem Beschäftigungsgrad von 58 % (76 % bei den Männern und lediglich 

18 % bei den Frauen) und einem geforderten Brutto-Jahreseinkommen von € 

35.000,--  diese Vorgaben nicht annähernd. Und dies bei einer Definition der Er-

werbstätigkeit nach dem EU-weiten ILO-Konzept, demzufolge jemand bereits 

dann als erwerbstätig gilt, wenn er in der Referenzwoche zumindest eine 

Stunde(!) entweder bezahlt oder auch als Familienangehöriger unbezahlt gear-

beitet hat. (Statistik Austria: Modul Arbeitskräfteerhebung 2014). 
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Wie fernab diese geforderte Annahme eines Beschäftigungsgrades von 60 % 

ist, zeigt eine, im Auftrag des AMS durchgeführte empirische Erhebung: 

Im Jahr 2017 wurde in einer Studie bei ungefähr 9.520 beim AMS gemeldeten Perso-

nen, die im Jahr 2015 ihren Asylstatus erhielten, nachgewiesen, dass bis zum Ende 

Juni 2017 nicht mehr als 21,7 % erwerbstätig waren. Der verbleibende Rest war ent-

weder arbeitslos, in Schulung oder nicht erwerbstätig. 

Beschäftigungsgrade der untersuchten Flüchtlinge, die 2015 ihren Asylstatus erhiel-

ten: 10,1 % (Ende Juni 2016), 14,4 % (Ende Oktober 2016), 16,4 % (Ende Februar 

2017) und 21,7 % (Ende Juni 2017). 

Ungefähr zwei Jahre nach einem positiven Asylbescheid standen also nicht  

viel mehr als ein Fünftel dieser Flüchtlingsgruppe in einem Beschäftigungsver-

hältnis.  

Hinzu kommt, dass sich diese Beschäftigungsraten nur auf die beim AMS gemelde-

ten Flüchtlingen mit einem positiven Asylbescheid beziehen.  

Nicht berücksichtigt blieben aber: negativ beschiedene Asylwerber und vor allem die 

vielen Frauen unter den Flüchtlingen, die sich gleich gar nicht beim AMS meldeten.  

Es ist daher zu vermuten, dass der wirkliche Beschäftigungsgrad  der Flücht-

linge weit unter der 20 %-Marke anzusiedeln ist. Zehn Prozent oder sogar weni-

ger? 

Die Ursachen für die geringe Integrationsbereitschaft der Flüchtlinge in unseren Er-

werbsmarkt sind im Wesentlichen auf drei Faktoren zurückzuführen:  

 Das äußerst niedrige Qualifikationsniveau der Flüchtlinge: Drei von vier haben  le-

diglich einen „Pflichtschulabschluss“ – was immer dies sein mag – vorzuweisen. 

Viele von ihnen sind trotz „Pflichtschulabschluss“ Analphabeten.  

 Eine ausgeprägte Feindlichkeit gegenüber westlicher Bildung im Islam erschwert 

zudem jegliche Integration in unsere Industriegesellschaft. „Boko/westliche Bil-

dung ist haram!“ 

 Unabhängig von den religiösen Barrieren sind die geringe Leistungsbereitschaft 

der Flüchtlinge und vielfach ihre kriminellen Motive, die sie in unser Lande geführt 

haben, weitere Stolpersteine auf dem Weg in die Integration.  

F. Unvereinbarkeit zwischen Massenmigration und öffentlicher Si-

cherheit  

Wer in größeren Städten unseres  Landes  – vor allem in Wien  - während der 

Nachstunden als Frau alleine unterwegs ist, kann an vielen Orten und bei vie-

len Gelegenheiten Angst haben. 

Beispiele dazu: 

a) Jugendliche Banden treiben ihr Unwesen. 

b) Messerattacken von muslimischen Jugendlichen, wenn man einmal nicht gut 

drauf ist. 

c) Sexuelle Belästigungen und Vergewaltigungen in öffentlichen Parks und an-

derswo im öffentlichen Raum. Bezüglich sexueller Belästigungen waren 2016 und 

2017 deutliche Steigerungen gegenüber dem jeweiligen Vorjahr zu verzeichnen. 

2019 kam es zu einer weiteren Zunahme (948 Anzeigen).  
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d) Bandenkriege, Massenschlägereien und Revierkämpfe unter den einzelnen Eth-

nien mit Kollateralschäden für die einheimische Bevölkerung: Schutzgelderpres-

sungen, Drogenhandel und Prostitution. 

e) No-Go-Areas, bestimmte Plätze wie beispielsweise in Wien -  wie Donauinsel, 

Praterstern. Westbahnhof oder entlang der U-Bahnlinie U6, aber auch viele öf-

fentliche Parkanlagen - von denen man sich tunlichst während der Abend- und 

vor allem Nachtstunden fern halten sollte.    

Die abnehmende Zahl an Anzeigen in den Jahre 2017 und 2018 sollten der österrei-

chischen Bevölkerung suggerieren, dass jegliche Angst vor einer steigenden Krimi-

nalität völlig unbegründet wäre. 2019 kam es aber dann wieder zu einem neuerlichen 

Anstieg (+ 5,3 %).  

Dabei sticht aber die zunehmende Verwendung von Hieb- und Stichwaffen hervor: 

2009 1.751 diesbezügliche Anzeigen und 2019 2.469. Anstieg: + 35 %.     

Welche Rolle in der Kriminalstatistik spielen Migranten und Ausländer? 

a) 39 % aller Tatverdächtigen im gesamten Bundesgebiet und 52 % in Wien haben 

eine ausländische Staatsbürgerschaft vorzuweisen. Und dies bei einem bundes-

weiten Ausländeranteil von 15,3 % sowie von 29,6 % in Wien (2017). Eigenen 

Berechnungen zufolge sind noch  weitere 31 % aller Tatverdächtigen Migranten 

mit österreichischer Staatsbürgerschaft. In Summe kommen wir somit auf 83 % 

aller Tatverdächtigen. Mit anderen Worten: Acht von zehn Tatverdächtigen in 

Wien weisen einen Migrationshintergrund auf. Und dies bei einem Anteil 

von  nur 44 %.  

b) Jeder fünfte Afghane ist ein Tatverdächtiger. Bei den Algeriern war sogar die kuri-

ose Situation zu beobachten, dass 2016 fast dreimal so viele Tatverdächtige re-

gistriert wurden wie laut Statistik Austria die algerische Community in Österreich 

umfasste.                                                                                                                                        

Die nun folgende kleine Statistik soll einen Eindruck vermitteln, wie es um die Kri-

minalitätsneigung der Migranten, die von bestimmten Kreisen und Medien als die 

neuen „Fachkräfte“ vorgestellt wurden, bestellt ist. Die Rangreihung blieb 2019 

praktisch unverändert.  

Durchschnittlicher Anteil der Anzeigen bezogen auf die                                                                            

Bevölkerung der jeweiligen Ethnie ab 14 Jahren (2016) 

1. Afghanen                                        22 %                                                                    

2. Rumänen                                        17 %                                                                             

3. Tschetschenen                               15 %                                                                             

4. Serben                                            10 %                                                                             

5. Türken                                              8 %                                                                          

österreichische Bevölkerung                7 % 

c) Die Kriminalitätsneigung ist unter den Migranten fast viermal so hoch wie unter 

der österreichischen Bevölkerung. Und dabei vermag der statistische Einwand 

keinen Trost zu spenden, dass dieser Effekt durch das jugendliche Alter der Mig-

ranten bewirkt wird. Die Kriminalitätsneigung österreichischer Jugendlicher sei 

ähnlich hoch.      
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d) Einbruchsdiebstahl hat zwar in den letzten zehn Jahren massiv abgenommen. 

Aber um welchen Preis? Mit beträchtlichen eigenen Kosten mussten wir unsere 

Wohnungen und Häuser sichern. Währenddessen „home invasions“ (brutale 

Raubüberfälle), statistisch zwar nicht sehr häufig, den Aufenthalt im Garten verlei-

den und in den Wohnräumen Angst verbreiten.    

 

G. Unvereinbarkeit zwischen den Unsrigen und den Anderen 

In den letzten hundert Jahren brandeten viele Einwanderungswellen an die Mauern 

Wiens.  

1918 fanden die Einwanderungen aus den Kronländern der Monarchie ihr Ende: 

deutschsprachige und tschechische Böhmen sowie galizische Juden, um nur die bei-

den prominentesten Einwanderergruppen anzuführen. 

Nach 1945 musste Österreich eine große Anzahl vertriebener Deutscher aus dem 

Sudetenland und aus Südostereuropa aufnehmen und integrieren. 1956 wiederholte 

sich dies mit den geflüchteten Ungarn. 

Bei den Gastarbeitern, die ausschließlich zu Erwerbszwecken in unser Land geholt 

wurden, war aber nur ein Aufenthalt auf Zeit und keinerlei Integration vorgesehen. 

Aber es ist anders gekommen. Die vornehmlich türkischen und jugoslawischen Gast-

arbeiter haben ihre Familien nachgeholt und sich mehrheitlich nicht in unsere Gesell-

schaft integriert.  

Bei Migranten aus den ehemaligen jugoslawischen Teilrepubliken ist die soziale In-

tegration (ein sozialer Aufstieg) weitgehend misslungen. Sie schafften kaum einen 

solchen über das Facharbeiterniveau hinaus. Eine erfolgreiche Integration sollte aber 

in etwa die Bildungspyramide der Mehrheitsbevölkerung widerspiegeln.  

Eine kulturelle Integration war  aber nicht gefordert, da sie in das gleiche kulturelle, 

religiöse und geschichtliche Umfeld wie andere Altösterreicher  auch eingebettet wa-

ren.  

Bei Migranten aus der Türkei hingegen ist sowohl die soziale als auch die kulturelle 

Integration total gescheitert. Inzwischen lebt bereits die dritte Generation mit abneh-

mender Integrationsbereitschaft  und –fähigkeit in unserem Land.  

Vom Scheitern der Integration der Flüchtlingsströme seit 2000 ganz zu schweigen. 

Nur zur Erinnerung: In den letzten zwanzig Jahren (1999 – 2017) wurden in Öster-

reich fast 500.000 Asylanträge gestellt. 

Wien ist inzwischen die multiethnischste Stadt Mitteleuropas mit einem Migrationsan-

teil von 44 % im Jahr 2017. Und dies mit stark steigender Tendenz. Für das gesamte 

Bundesgebiet liegt dieser Wert  aber nur bei 23 %. 

2017 wurde der muslimische Bevölkerungsanteil für ganz Österreich auf 9 %  und für 

Wien auf 13 % geschätzt. Der Kinderreichtum bei den Muslimen sowie die muslimi-

sche Zuwanderung werden dann dazu führen, dass 2050 Wien eine muslimische 

Stadt mit einem Bevölkerungsanteil von 43 % Muslimen und einer Drei-Viertel-Mehr-

heit von Personen mit Migrationshintergrund sein wird.   
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Die möglichen Folgen für unsere Menschen und unsere säkulare Gesellschaft hat 

Houellebecq in seinem Roman „Unterwerfung“ mit der Errichtung eines islamischen 

Staates in Frankreich skizziert. Ein konsequent handelnder Islam fegt unter Applaus 

konservativer katholischer Kreise die westliche nihilistische Konsumgesellschaft hin-

weg und errichtet einen strengen islamischen Gottesstaat nach den Gesetzen  der 

Scharia. 

Der syrisch-deutsche Politikwissenschaftler Bassam Tibi warnte in der Neuen Zür-

cher Zeitung davor, dass 90 % der Muslime in Europa in einer Parallelgesellschaft le-

ben. Dies ist seiner Meinung nach eine Kapitulation des Staates.   

Eine Exit-Strategie aus einer solchen Parallelgesellschaft, die aber für muslimische 

Frauen tödliche Folgen haben kann, ist die Wahl einer westlichen Lebensweise. Und 

vor allem hierfür sollte aber unsere Gesellschaft Hilfe anbieten! 

Wir aber werden mit diesen Parallelgesellschaften leben müssen. Eine solche Paral-

lelgesellschaft ist eigentlich nur eine kulturelle Selbstorganisation einer ethnischen 

oder religiösen Minderheit, die mehr oder weniger strikt nach ihren eigenen Regeln 

lebt. Sie bildet auch einen privaten Rückzugsraum!  

Wie die chinesische Gemeinschaft in Wien sinnfällig veranschaulicht, sind Parallelge-

sellschaften  „per se“ nicht zu verurteilen. Eine kulturelle Integration muss daher nicht 

immer angestrebt werden, lediglich eine erwerbsmäßige.   

Soziale Konflikte entstehen aber dann, wenn die kulturellen und religiösen 

Werte der Ethnien diametral zu jenen unserer laizistischen  sowie säkularen 

Gesellschaft stehen und zudem eine Dominanz ihrer eigenen religiösen Kultur 

eingefordert wird.   

Die Parallelgesellschaften in unserem Land müssen daher sechs Anforderun-

gen erfüllen: 

1. Möglichst hohe Integration in unsere Erwerbsgesellschaft – vor allem mehr 

sozialversicherungsrelevante Beschäftigungsverhältnisse.  

2. Gleichberechtigung sowie das Recht der Frauen (vor allem für Muslima) auf 

westliche Bildung.  

3. Keine Belastung unseres Sozialstaates über Gebühr durch die Migranten. 

4. Rückzug der Religion in den privaten Raum.  

5. Keine Missionierung bei der Mehrheitsbevölkerung. 

6. Abschwören jeglicher Gewalt! 

Maßnahmen: 

a. Die Abgrenzung zu den muslimischen Gemeinschaften wird durch zwei gesell-

schaftliche Prozesse beschleunigt: Abschottung der Muslime wie auch eine Ent-

fremdung durch die österreichische Mehrheitsbevölkerung. Für die Politik ist da-

her ein Paradigmawechsel (eine Änderung in der Einstellung) zu fordern. Weg 

von der unrealistischen Integrationsforderung unserer Bundesregierung „Fordern 

und Fördern“. Was will man denn fordern und fördern, wenn die Forderungen 

zahnlos sind und die Migranten gar nicht gefördert werden wollen. Also hin zu ei-

ner strikten Segregation beim Wohnen und im sozialen Bereich allgemein. 
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b. Ein Ende einer  ethnischen Durchmischung  in den sozialen Wohnbauten ist 

zu fordern. Der soziale Wohnbau darf nur österreichischen Staatsbürgern sowie 

jenen Migranten offen stehen, die zumindest fünf Jahre Vollerwerbszeit nachwei-

sen können. Derzeitige Praxis in Wien: sofortige Aufnahme von anerkannten 

Flüchtlingen, währenddessen Nicht-Wiener zwei Jahre auf eine Zuteilung einer 

Gemeindewohnung warten müssen. 

c. Einstellen teurer Integrationsmaßnahmen. Es sollen nur Maßnahmen zur In-

tegration in die Erwerbsgesellschaft beibehalten bleiben.  

d. Ein striktes Einwanderergesetz nach kanadischem Vorbild.  

e. Der Personenkreis, der an den sozialstaatlichen Leistungen unseres Landes 

teilhaben darf, ist unserer 5-Sterne-für-Österreich-Meinung nach sehr leicht 

zu bestimmen: 

 Alle österreichischen Staatsbürger und ihre Familienangehörigen. 

 Erwerbstätige mit nicht österreichischer Staatsbürgerschaft nach den 

derzeit geltenden gesetzlichen Vorschriften. 

 Sowie jene Flüchtlinge, die  in unser Sozialsystem im Ausmaß von fünf 

Jahren Vollzeiterwerbsarbeit(!) eingezahlt haben - und deren Familienan-

gehörigen.   

Alle anderen Gruppen erhalten – je nach Anlassfall verschieden – temporär 

jene humanitäre Hilfe, die unserem demokratischen Verständnis entspricht. 

Keine Frage! 

Wir müssen uns nur ehrlich eingestehen, dass vor allem die Integration von 

Muslimen in die österreichische Gesellschaft gescheitert ist. Erst nach die-

ser leidvollen Erkenntnis können die richtigen Schlussfolgerungen gezogen 

und die  dafür notwendigen Maßnahmen gesetzt werden.   

Desintegrieren wir uns doch. Unschuldig kommen wir aus dieser Malaise 

ohnehin nicht mehr heraus!  
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